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BEDINGTE STRAFAUSSETZUNG IM POLNISCHEN STRAFRECHT
Die bedingte  Strafaussetzung (auch bedingte V erurteilung oder S traf-
aussetzung zur Bewährung genannt) ist im gegenw ärtigen Strafgesetz 
e ine  allgemein bekannte Institution. In Polen hat s ie  aber nicht so lange 
Geschichte wie in anderen Ländern E uropas1; sie w ar dem Strafgesetz-
buch von 1932 bekannt (Art. 61—64), und in der Nachkriegszeit, bis 
Ende 1969, wurde sie m ittelmäßig in bezug auf e tw a 50% der zur 
Strafe des Freiheitsentzugs V eru rte ilten angew andt2. N ach den beiden 
in Polen geltenden Strafgesetzbüchern stü tz te  sich d ie  Form  dieser 
Institu tion auf die V oraussetzungen des belgisch-französischen Systems, 
das darauf beruht, daß  in dem  U rteil sowohl über die Schuld, wie auch 
über die  Strafe entsch ieden wird, wobei die Ausführung der Strafe für 
eine  Probezeit ausgesetzt wird.
Das Strafgesetzbuch vom 19. April 1969 behielt die G rundprinzipien 
der Anwendung dieser Institution bei, führte jedoch e ine Reihe von 
Ä nderungen in bezug auf den vorigen Stand ein. A ufrechterhalten w ur-
de das Prinzip, daß die bedingte S trafaussetzung sich ausschließlich auf 
die S trafe der Freiheitsentziehung beziehen kann. Die Reichw eite der 
Anwendung dieser Institution ist dadurch begrenzt, daß das Strafge-
setzbuch von 1969 die M öglichkeit e iner bedingten Strafaussetzung zu-
läßt, w enn ihr Ausm aß die Frist von 2 Jah ren  nicht überschreite t, wenn 
sie für e ine  vorsätzliche S traftat verhängt wurde, oder für 3 Jahre , 
wenn sie für das Begehen e iner fahrlässigen Straftat ausgesprochen
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w urde (Art. 73 § 1 StGB). Die V ariierung des Ausm aßes der verhängten 
Strafe der Freiheitsentziehung je nachdem , ob sie für e ine  vorsätzliche 
oder fahrlässige S traftat verhäng t wurde, stü tzt sich auf die V oraus-
setzung, daß die bedingte Strafaussetzung nur in bezug auf Täter von 
Straftaten mit geringerem  Grad gesellschaftlicher Gefährdung zugelassen 
ist; Ausdruck dessen ist eben die Bemessung der konkreten Strafe der 
Freiheitsentziehung, die die Grenze von zwei Jah ren  nicht überschreitet, 
was die vorsätzlichen Straftaten anbetrifft, und 3 Jahre, was die fah r-
lässigen Straftaten anbetrifft. In bezug auf die fahrlässigen Täter der 
Straftaten wird überdies des Argum ent in Anspruch genommen, daß 
die Fahrlässigkeit der S traftat in der Regel von deren G elegenheits-
charak ter zeugt, und ihre Täter weisen gewöhnlich eine  geringere  De-
m oralisierung auf und verdienen  eine  m ildere Betrachtung als die Täter, 
die e ine  gle iche S traftat aus vorsätzlicher Schuld begehen3.
N ach dem Strafgesetzbuch von 1932 konnte das Gericht die S trafe 
der Freiheitsentziehung aussetzen für eine  Zeit von nicht m ehr als zwei 
Jahren, unabhängig davon, ob diese  Strafe für eine  vorsätzliche, oder 
e ine  fahrlässige S traftat verhängt w orden w ar (Art. 61 § 1).
Die erw eiterte Anw endung des Prinzips der bedingten S trafausse-
tzung in bezug auf Täter von fahrlässigen Straftaten stieß in der pol-
nischen Lehre des Strafrechts auf allgemeine A kzeptation4. Es ist anzu-
nehmen, daß diese erw eiterte  M öglichkeit der Anw endung dieser Insti-
tution gegenüber den Täter fahrlässiger S traftaten e inen w esentlichen 
Einfluß auf die S truktur der verhängten Strafen ausübte, darun ter be-
sonders auf die Beteiligung der U rteile mit bedingter S trafaussetzung 
in der Gesam theit der S trafen des Freiheitsentzugs. Entsprechende Daten 
enthält die Tabelle Nr. 1, in der die letzten fünfzehn  Jah re  des Gel tens 
der StGB von 1932 berücksichtigt w urden (die Ja h re  1955— 1969) sowie 
die fünfzehn Jah re  des Geltens des StGB von 1969 (die Jah re  1970— 
1984). Die Tabelle wurde so konstruiert, daß man leicht bem erken 
kann, daß die prozentuellen Kennziffern des V erurteilungen mit be-
dingter Strafaussetzung der Freiheitsentziehung in den Jah ren  1970— 
— 1974 in der Regel höher sind als in den Jah ren  1955— 1969. Bei der 
Einschätzung dieser Daten sollte m an daran denken, daß im StGB
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bedingter Aussetzung  
der Vollziehung  
der Strafe
Zahll °/o Zahll %
1955 176 112 80 214 45,5 1970 126 361 75 282 59,6
1956b 114 842 35 339 30,7 1971 149 400 88 837 59,5
1957 147 758 80 647 54,6 1972 149 075 85 569 57,4
1958 215 142 117 003 54,4 1973 126 802 66 923 52,8
1959 228 822 109 736 48,0 1974й 118 143 56 239 47,6
1960 227 959 112 259 49,2 1975 119 243 60 300 50,6
1961 249 054 132123 53,0 1976 109 367 60 879 55,7
1962 225 237 120 457 53,5 1977b 98 946 49 655 50,2
1963 202 240 109 750 54,3 1978 108 799 56 572 52,0
1964b 148 383 80 107 47,2 1979 103 315 54 902 53,1
1965 165 689 90 562 54,7 1980 102 555 58 052 56,6
1966 195 435 115 499 59,1 1981 88 605 56 553 63,8
1967 182 199 100 660 55,2 1982 107 717 68 872 63,9
1968 173 977 101 656 58,4 1983 106 895 66 549 62,3
1969b 123 493 65 774 53,3 1984 97 136 55 766 57,4
a Die Gesamtzahl d er fü r S tra ftaten zu e in er S trafe der Freiheitsentz iehung V erurteilten um fasst 
alle  zu dieser S tra fe  V eru rteil ten  unabhängig von Länge der S trafzeit, d.h. sowohl bis zu zwei 
Jah ren  (oder dre i Jah ren  fü r  eine  fah rlässig e  S traftat) w ie auch oberha lb von zw ei Jah ren ; b Jahre , 
in denen die A mnestie angew andt w urde.
Q u e l l e :  Die Tab elle w urde aufgrund von «ta tistiichen D aten des Ju stizm iniste rium s bearb eite t.
vo,n 1969 zwei neue Strafm ittel auf treten, die dem StGB von 1932 
unbekannt waren. Diese neuen Strafmittel kann m an in bezug auf 
die bisherige bedingte Strafaussetzung als „konkurrenzfähig" bezeich-
nen; es sind die Strafe der Freiheitseinschränkung sowie die bedingte 
Einstellung des Strafverfahrens. Besonders das letz tere Mittel, das in 
der Praxis sehr bre it angewandt w ird5, übt einen Einfluß auf die Reich-
w eite der bedingten Strafaussetzung der Freiheitsentziehung aus.
5 In Übereinstimmung mit dem Art. 27 des StGB kann die bedingte Einstellung 
des Strafverfahrens dann angewandt werden, wenn der Grad der gesellschaftlichen  
Gefahr der Tat nicht bedeutend ist, die Umstände seines Begehens keine Zw eifel 
wecken, und das Verhalten des Täteirs, der für keine Straftat bestraft worden ist, 
dessen Eigenschaften und persönliche Bedingungen sow ie die bisherige Lebensart 
die Mutmaßung begründen, daß er trotz der Einstellung des Verfahrens die
Die bedingte Strafaussetzung der Freiheitsentziehung ist zugelas-
sen, wenn in bezug auf den V erurte ilten eine positive gesellschaftliche 
Prognose vorhanden ist, die lau t Art. 73 § 2 StGB auf der begründeten 
Verm utung beruhen soll, daß trotz der Nichtvollziehung der Strafe der 
Täter die gesellschaftliche O rdnung beachten wird, insbesondere daß 
er  keine  erneute  Strafta t begehen wird. Der Gesetzgeber fordert über-
dies, daß bei der Einschätzung der gesellschaftlichen Prognose des Tä-
ters das Gericht dessen Eigenschaften und persönliche Bedingungen 
sowie die bisherige Lebensweise berücksichtigt. Diese Um stände v e r-
weisen darauf, daß die Anw endung der bedingten Aussetzung der S tra-
fe der Freiheitsentziehung sich vor allem auf die Prinzipien stützt, die 
der individuellen Ausw irkung der Strafe eigen sind (Speziallprävention). 
In der polnischen Strafrechtslehre wird die Anschauung ausgedrückt, 
daß die in Art. 73 § 2 StGB en thaltene Aufzählung der Umstände, die 
bei der Einschätzung der Prognose der künftigen gesellschaftlichen V er-
haltensw eise des Täters zu berücksichtigen sind, zweifellos den C harak-
ter e iner  Aufzählung von Beispielen hat, die nur die w esen tlichsten 
Umstände nennt. A ußer ihnen ist all das zu berücksichtigen, was über-
haupt die Persönlichkeit des Täters hinsichtlich der W ahrscheinlichkeit 
der Beachtung der Rechtsordnung in Zukunft charakterisiert". Die po -
sitive Einschätzung all dieser Um stände ist e ine  Bedingung, d ie  zur 
Anwendung der S trafaussetzung unum gänglich ist; aber es ist keine  
ausreichende Bedingung, denn die z itier te  V orschrift des StGB bestim mt 
überdies, daß ,,das Gericht auch in Betracht zieht, ob die Rücksicht auf 
die gesellschaftliche Einwirkung der Strafe nicht gegen  die bedingte 
Aussetzung deren Vollziehung spricht". Berücksichtigt w erden  also auch 
allgem eine Präventionsgründe.
In der S trafrechtslehre war die Frage der Grundlagen der A nw en-
dung der bedingten Strafaussetzung Gegenstand zahlreicher K ontrover-
sen. Die Konzeption, die A nforderungen der allgem einen Prävention hier 
mit einzubeziehen, hatte  viele  Gegner, die behaupteten, daß dies sich
Rechtsordnung beachten wird, insbesondere daß er nicht erneut eine Straftat begehen  
wird (§ 1). Die bedingte Einstellung wird nicht angewandt, w enn die Straftat durch  
eine Strafe bedroht ist, die 3 Jahre Freiheitsentziehung überschreitet (§ 2). In den  
Jahren 1970— 1985 wurde die bedingte Einstellung des Strafverfahrens in bezug auf
folgende Anzahl von Tätern angewandt: 1970 — 32 619; 1971 — 41 978; 1972 __ 48 302;
1973 — 45 482; 1974 — 30 713; 1975 t— 30 244; 1976 — 32 297; 1977 — 26 988; 1978 
— 31 388; 1979 — 34 180; 1980 —  41 262; 1981 —  35 368; 1982 —  30 382; 1983 —  
31 073; 1984 — 24 836; 1985 — 26 192. D iese Zahlen umfassen die Fälle aus öffent-
licher und privater A nklage und beziehen sich auch sowohl auf diie Staatsanwalt 
w ie auch vom  Gericht eingestellte  Strafsachen.
6 Vgl. K. B u c h a ł a ,  Prawo karne materialne  (Das materielle Strafrecht), War-
szawa 1980, S. 614.
mit dem W esen dieser Institution nicht in Einklang bringen läßt, und 
daß es im Endergebnis zur beachtlichen Einschränkung deren A nw en-
dung führt. Das Strafgesetzbuch von 1969 hat diese Frage auf eindeutige 
W eise entschieden, und den Standpunkt des G esetzgebers haben viele 
V ertre ter der Doktrin als richtig anerkannt7.
Es unterlieg t aber keinem  Zweifel — schreibt M. Leonieni — daß 
das Gericht, das bedingt verurteilt, die Idee der Umerziehung und der 
Resozialisierung das Täters betont. Das Gebot des Gesetzes, bei e iner 
bedingten V erurteilung auch noch an andere  Ziele der Strafe zu den-
ken, kann das Gericht vor deren A nw endung zurückhalten, häufiger 
w irkt es sich jedoch lediglich auf die treffsichere Gestaltung des Ur-
teils aus im Bereich der Vorhängung einer Geldstrafe, e iner zusätz-
lichen Strafe, e iner Einschädigung, e iner Verpflichtung, e iner Bürgschaft 
und einer  Aufsicht. Daher muß auch die angeführte  Redaktion des 
Gesetzes („das Gericht zieht auch in Betracht, ob die Rücksicht auf die 
gesellschaftliche Einwirkung der Strafe nicht gegen die bedingte  A us-
setzung deren Vollziehung sp rich t”) durchaus keine beachtliche Ein-
schränkung der bedingten Verurteilungen m it sich bringen und die en t-
sprechende Individualisierung der strafrechtlichen Verantwortung verei-
teln8. Z urückhaltender in der Einschätzung der negativen Voraussetzung 
in Form eines Fehlens von Gegenanzeigen mit H insicht auf die gesell-
schaftliche Einwirkung ist K. Buchała. Nach der M einung dieses V er-
fassers dienen diesem Ziel andere norm ative Lösungen: die Einführung 
von Grenzen, über die hinaus die zuerkannte  Strafe der bedingten A us-
setzung nicht unterliegt; die M öglichkeit des G eldstraferkenntnisses im 
Falle der bedingten Aussetzung der Vollziehung der Strafe, obwohl de-
ren Auferlegung auf e iner anderen Grundlage nicht vorgesehen ist; 
der Zufriedenstellung der gesellschaftlichen Einwirkung der Strafe die-
nen auch die dem Täter auferlegten Verpflichtungen, besonders die 
Pflicht der W iedergutm achung des Schadens, zusätzliche Strafen, die 
abgesessene Untersuchungshaft sowie die Aufsicht9.
In Fragen der Grundlagen der Anwendung der bedingten Aussetzung 
der Vollziehung der Strafe bat sich des öfteren das O berste  G ericht 
ausgesprochen, indem es viele U rteilssprüche eben der A uslegung der 
gesellschaftlichen Einwirkung der Strafe widmete, als e iner V oraus-
setzung der Anw endung dieser Institution. Als Beispiel führen wir einige 
Äußerungen des O bersten Gerichts zu diesem  Them a an:
7 Vgl. besonders; M. L e o n i e n i ,  a.a.O., S. 82—83; J. S l i w o w s k l ,  Prawo  
karne (Das Strafrecht), W arszaw a 1975, S. 307.
8 Ebenda, S. 83.
9 K. B u c h a ł a ,  Prawo karne..., S. 615.
1. „Der Umstand, daß die V oraussetzungen, von denen die A nw en-
dung e iner bedingten A ussetzung des Strafvollzugs abhängig ist, im 
Art. 73 StGB genannt sind, bedeu tet durchaus nicht das Bestehen e iner 
Priorität irgendeiner von ihnen"10.
2. „Die gesellschaftliche Einwirkung der Strafe darf man nicht als 
e inen Verzicht auf die Vorbeugungs- und Erziehungsziele auffassen, die 
die Strafe in bezug auf den V eru rteilten erreichen  soll, das Übersehen 
eines so w esentlichen Zieles, wie es die Resozialisierung des Täters 
ist"11.
3. ,,Aus dem Inhalt des Art. 73 § 2 StGB ergibt es sich, daß die 
grundlegende Voraussetzung der bedingten A ussetzung der Vollziehung 
der Strafe der Freiheitsentziehung prognostische Gründe sind. Die 
Rücksicht dagegen auf die gesellschaftliche Einwirkung der Strafe stützt 
sich nicht auf die Voraussetzung, daß diese Einwirkung nur über die 
unbedingte Strafe der Freiheitsentziehung möglich ist. Die bedingt aus- 
gesetzte Strafe kann oft in der Gesellschaft die G estaltung richtiger 
Rechtseinschätzungen in der Sphäre der Rechtsprechung, die den w irk-
lichen Bedürfnissen des Schutzes der Rechtsordnung entspricht, besser 
fördern"12.
4. „W as die gesellschaftliche Einwirkung der Strafe anlbetrifft (Art. 
50 § 1 StGB), so ist es vor allem die Einwirkung auf das M ilieu sowohl 
des Täters, wie auch des Benachteiligten, daher verle iht — vom Stand-
punkt dieses Zieles der Strafe — das Leisten e iner  Bürgschaft für den 
Täter durch ein Soldatenkollektiv, und das in V erbindung mit. der 
Tatsache e iner spontanen V erzeihung von der benachteiligten Person 
und des Ausbleibens eines negativen W iderhalls in dem M ilieu, aus 
dem diese Person stammt, e ine Begründung der Überzeugung, daß jenes 
Ziel der Strafe auch im Falle der A nwendung des Art. 73 des StGB 
erre ich t w ird"13.
5. „Die Rücksicht auf die gesellschaftliche Einwirkung der Strafe 
darf — wie das schon m ehrmals das O berste Gericht in seinen U rteils-
sprüchen beton te — nicht einseitig aufgefaßt werden, also immer nur 
als Gebot der Vollziehung der unbedingten Strafen der Freiheitsentzie-
hung. W enn nämlich der A ngeklagte bisher unbestraft war, sich eines
Urteil vom 23.C2.1979, Rw 27/79, „Orzecznictwo Sądu N ajwyższego. Izba Kaina  
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von Prokuratura Generalna 1982, Nr. 3, Posten 31.
Urteil vom 27.05.1981, V KRN 29/81, „Orzecznictwo Sądu Najwyższego", hrsg. 
von Prokuratura Generalna 1982, Nr. 2, Posten 18.
13 Urteil vom 17.09.1930, Rw. 312/80, „Orzecznictwo Sądu N ajw yższego Izba Karna
i Wojskowa" 1980, Nr. 12, Posten 89.
einw andfreien Rufes erfreute , den Schaden im Ganzen w iedergutgem acht 
hat und aufgrund des A ufenthalts in der Untersuchungshaft fast 5 Mo-
nate  lang die Beschwerden der Strafe erleb t hat, dann kann in dieser 
Situation die Rücksicht auf die gesellschaftliche Einwirkung der S trafe 
nicht für die Notw endigkeit e iner unbedingten Absitzung von ihm des 
Restes der verhängten Strafe sprechen, da diese Einwirkung auch durch 
das Verhängen in diesen Bedingungen e iner Strafe erre ich t wird, die 
nicht mit der Notw endigkeit eines w eiteren Aufenthalts in der Strafan-
sta lt zusam m enhängt”14. Dieses Urteil ko rrespondiert deutlich mit der 
oben angeführten Anschauung von K. Buchała.
In e iner Reihe anderer Urteilssprüche verw ies das O berste G ericht 
als auf e ine  Voraussetzung, die mit Hinsicht auf die  gesellschaftliche 
Einwirkung der Strafe gegen die bedingte Aussetzung des Strafvollzie- 
hens spricht, auf den betrunkenen Z ustand des Täters, eines Autounfalls 
sowie auf das auffallende Fehlen des Gefühls der V erantw ortung am 
Lenkrad und dessen tragische Folgen15. Zum Erreichen der Ziele im Be-
reich der gesellschaftlichen Einwirkung der Strafe sowie, was auch das 
O berste Gericht beton te18, der Repressions- und Erziehungsziele ist von 
großer Bedeutung die Geldstafe, die eine  em pfindliche ökonomische 
Belastung für den V eru rte ilten  sein soll, proportional zu seinen Zahl-
ungsm öglichkeiten und adäquat zur A rt des begangenen V erbrechens 
und zum Grad seiner gesellschaftlichen Schädlichkeit.
In Übereinstim mung mit dem Art. 36 § 2 StGB im von dem Art. 1 
Punkt 3 Buchstabe ,,b" des Gesetzes vom 10. Mai 1985 über die Ä nder-
ung einiger Vorschriften des Strafrechtes und des Übertre tungsrechtes 
(Gesetzblatt Nr. 23, Posten 100) festgelegten W ortlau t verhäng t man für 
eine S traftat neben der Freiheitsentziehungsstrafe die Geldstrafe in der 
Höhe von 20 000 bis 5 000 000 Złoty.
In Zusammenhang mit den Einschätzungen aus dem  Bereich der A n-
wendung der bedingten Aussetzung des Strafvollzugs sind auch die 
gesetzm äßigen V erbote und Einschränkungen der Anwendung dieser 
Institution zu erw ähnen. Das Strafgesetzbuch erlaubt nicht, die bedingte 
V erurteilung gegenüber Personen anzuwenden, die die Straftat in Be-
14 Urteil vom 22.10.1981, II KR 223/81, „Orzecznictwo Sądu N ajw yższego", brsgb.  
von Prokuratura Generalna 1982, Nr. 2, Posten 77.
15 Vgl. u.a. Urteil vom 10.07.1975, Rw. 321/75, „Gazeta Sądowa” 1975, Nr. 19;
Urteil vom 5.09.1979 — KR 198/79, „Orzecznictwo Sądu N ajw yższego", hrsg. von Pro-
kuratura Generalna 1979, Nr. 12, Posten 169.
i« Vgl. Urteil vom 4.04.1979 — V KRN 24/79 M. C i e ś l a k ,  J. W a s z c z y ń -  
s к i, Przegląd or zecznictwa Sądu N ajw yżs zeg o w  zakresie  części ogólnej prawa kar-
nego za rok 1979 (Übersicht der Rechtssprechung des Obersten Gerichts im Bereich  
des a llgemeinen Teiles des Strafrechtes für das Ja,hr 1979), „Palestra" 1981, Nr. 5
(Beilage), S. 22.
dingungen des Art. 60 § 1 oder § 2 des StGB begangen haben, also in 
den Bedingungen des sog. gewöhnlichen Sonderrückfall oder sog. m ehr-
m aligen Sonderrückfall. Der Rückfall in anderen Bedingungen, auch 
m ehrmalig, beeinflußt nur die Einschätzung der gesellschaftlichen Prog-
nose des Täters, bildet dagegen kein Hindernis für die A ussetzung der 
verhängten Strafe der Freiheitsentziehung. W eitere  Verbote w urden 
durch das Gesetz vom 10. Mai 1985 über die besondere  strafrechtliche 
V erantw ortung (Gesetzblatt vom 20. Mai 1985, Nr. 23, Posten 101) e in -
geführt, das für die Zeit bis zum 30. Jun i 1988 erlassen  wurde, „um den 
Schutz der volkseigenen W irtschaft und die Interessen der Bürger zu 
festigen sowie die öffentliche Ordnung zu bessern". Die V orschrift des 
Art. 1 dieses Gesetzes nannte e ine  beachffige Zahl von Straftaten, in 
bezug auf die die Anwendung der bedingten Aussetzung der Strafe 
ausgeschlossen wurde.
A ußer dem Verbot der Anwendung dieser Institu tion sieh t das S traf-
gesetzbuch überdies die Einschränkung deren Anwendung vor, und das 
bezieht sich auf Strafen, die für Taten von Row dycharakter verhäng t 
w urden (Art. 59 § 2) sowie auf d ie  E rsatzfre iheitsstrafe (Art. 86 StGB). 
In beiden Fällen fordert das Gesetz, daß in dem Fall „besondere Um-
stände" auftreten.
Die Aussetzung der Vollziehung der Strafe erfolgt im mer auf e ine  
Probezeit, die von dem Gericht individuell bestimm t wird, in den von 
dem Gesetz vorgesehenen Grenzen. Gemäß der Art. 74 §1 und 2 des 
StGB kann die Probezeit nicht kü rzer  se in als zwei Ja h re  und nicht 
länger als 5 Jahre , und in bezug auf e inen Jugendlichen17 — e n tsp re-
chend 3 und 5 Jahre. Die Probezeit aufgrund des Art. 74 StGB festle-
gend, sollte sich das Gericht daran halten, daß diese Zeit e ine  w irksam e 
erzieherische Einwirkung auf den V erurte ilten ausübt, wie auch, daß 
sie ihm ein en tsprechendes Nachkom men den ihm auferlegten Pflichten 
erm öglicht18. Ein Faktor, der Einfluß auf die Zeitdauer der Probe hat, 
sollte auch die Q ualität der gesellschaftlichen Prognose sein, die in 
bezug auf den Täter festgelegt w orden ist; e ine  schlechtere Prognose 
sollte zur Verhängung einer längeren Probezeit führen und um -
gekehrt19. Die Probezeit beginnt mit der Rechtskraft des Urteils (Art. 74 
§ 1 StGB). In der Probezeit kann  das Gericht in bezug auf den V erur-
teilten e ine  Reihe von M itteln mit prophylaktisch-erzieherischem  Cha-
и Den Begriff des Jugendlichen bestimmt der Art. 120 § 4 des StGB, der festlegt,  
daß „defr Jugendliche ein Täter ist, der in der Zeit der Veruirteilung das 21. Lebens-
jahr nicht beendet hat”.
18 Urteil des Obersten Gerichts vom 21.3.1980 — Rw 92/80, „Orzecznictwo Sądu 
N ajw yższego Izba Karna i Wojskowa" 1980, Nr. 5—6, Posten 47.
18 К. B u c h a ł a ,  Prawo karne..., S. 617.
rakter anwenden. Zu diesen M itteln gehören: die Bürgschaft, die A uf-
sicht und die Verpflichtungen.
Die B ü r g s c h  a f t ist immer e in  Mittel, das fakulta tiv  angew endet 
wird. In Übereinstim m ung mit dem Art. 76 § 1 StGB kann  das Gericht 
die bedingte A ussetzung des Strafvollzugs von  der Bürgschaft e iner 
gesellschaftlichen O rganisation, e iner Institution oder e iner vertrauen s-
w ürdigen Person abhängig machen, die  die  Aufnahm e von  Bem ühungen 
absichern, daß der V eru rte ilte  die Rechtsordnung beachtet, insbesondere 
daß e r  keine  Straftat begeht.
In der Zeit des Geltens der StGB von 1969 fand die Bürgschaft keine  
allzu b reite  Anw endung, und in den  le tz ten  Ja h re n  beobachtet m an 
einen deutlichen Rückgang der angenom m enen Bürgschaften.
Die Reichweite der A nw endung von  Bürgschaften in den  Jah re n  
1970—1985 w urde in der Tabelle 2 d a rg es te llt
In w esentlich breiterem  Ausm aße w erden d ie  beiden übrigen p ro -
phylaktisch-erzieherischen M ittel angew andt, d.i. die  Aufsicht und die 
Pflichten.
T a b e l l e  2
R eichweite der A nwendung der Bürgschaft in den Jahren 1970—1985
Jahr
Insgesamt angenommene  
Bürgschaften
Darunter in Zusammenhang mit der bedingten  
A ussetzung des Strafvollzugs
Zahl
% der Gesamtheit 












1970 2 630 3,5 289 71 87 131
1971 2 944 3,3 491 185 139 167
1972 1827 2,1 495 267 104 124
1973 1 905 2,8 356 85 112 159
1974 1928 3,4 539 194 105 240
1975 1769 2,9 671 330 129 212
1976 1 333 2,3 340 44 158 138
1977 1 237 2,5 315 68 111 136
1978 1344 2,4 457 114 156 187
1979 1 662 3,0 594 112 204 278
1980 1 831 3,1 598 136 227 235
1981 1 259 2.2 270 59 96 115
1982 323 0,5 61 25 16 20
1983 252 0/4 128 70 29 29
1984 130 0,2 73 25 17 31
1985 242 0,4 155 37 58 86
Q u e l l e :  w ie ln d er T abe lle  N r. 1.
Die A u f s i c h t  ist e in  M ittel, das in der Regel faku ltativ ange-
w andt wird; nur w enn der T äter e iner absichtlichen Straftat e in  Jugend-
licher ist, ist die Zuteilung e iner Aufsicht obligatorisch (Art. 76 § 1 und 
2 StGB). Die A ufsicht w ird die ganze Zeit hindurch oder nur in einem  
Teil der Probezeit durchgeführt. Das G ericht kann näm lich von der 
A ufsicht befreien, w enn es zu der Überzeugung kommt, daß deren  A us-
übung aus erzieherischen G ründen nicht m ehr zweckm äßig ist. Das 
kann sich auf die Situation beziehen, w enn der V erurte ilte  a lle  auf-
erle g ten  Pflichten erfüllt hat, e ine  stabilisierte  Lebensw eise führt, die 
Prinzipien der Rechtsordnung beachtet und  dadurch Gewähr leistet, daß 
auch ohne Aufsicht die Ziele der Probezeit erfü llt w erden20. Ähnlich 
w ie die Bürgschaft, kann die Aufsicht von e iner dazu bestim m ten P er-
son, von e iner  Institution oder e iner gesellschaftlichem  O rgan isation 
ausgeübt w erden. Diese Subjekte haben beachtliche Berechtigungen, 
denn in Übereinstim mung mit dem Art. 74 § 2 des S trafvollstreckungs-
gesetzbuches können sie  in der Probezeit an das G ericht A nträge über 
die  Festlegung, Erweiterung oder Änderung der Pflichten einreichen, 
von denen in dem Art. 75 § 2 Punkte 4—9 des Strafgesetzbuches die 
Rede ist, über die Befreiung von der Realisierung dieser Pflichten oder 
über die U nterstellung e iner Aufsicht bzw. der Befreiung von der Auf-
sicht, w ie auch über die A nordnung der Vollziehung der ausgesetzten 
S trafe der Freiheitsentziehung. In der Tabelle Nr. 3 p räsen tieren  wir 
d ie D aten über die Ausm aße der verhängten A ufsichten sow ie der auf- 
erleg ten  V erpflichtungen und ihrer Arten, und in der Tabelle 4 zeigen 
w ir d ie D aten über die Zahl der in den Jah ren  1970— 1985 rea lis ierten  
und abgeschlossenen Aufsichten. Die Vorschriften, die eingehend v e r-
schiedene Fragen normen, sind in der A nordnung des Justizm inisters 
vom 2. April 1971 über die Aufsicht und die Schutzüberw achung en thal-
ten (Gesetzblatt 1971, Nr. 9, Posten 95). In Übereinstim m ung m it der 
V orschrift des § 1 der z itierten  Anordnung w ird die Realisierung der 
Aufsicht anvertraut:
1) dem  Gerichtsvorm und,
2) dem  Betrieb, in dem der V eru rte ilte  angestellt ist oder angestellt 
w erden soll,
3) der G ew erkschaftsorganisation, der Frauenorganisation, der Ju -
gendorganisation oder e iner anderen, besonders e iner solchen, a n  deren 
Tätigkeit der V erurte ilte  beteiligt ist oder sich bete iligen soll, oder für 
die d ie  Betreuung der V eru rte ilten  die Ausübung der Sta tutpflichten
20 V gl. S. L e l e n t a l ,  Prawo karne wykonawcze. Zarys wykła du  (Das Straf-
































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































ist, oder e iner  anderen  vertrauensw ürdigen  Institution, insbesondere 
e iner  solchen, die  e ine  gesellschaftliche Fürsorge realisiert.
K uratoren (Bewährungshelfer) sind Personen, die  dieses Am t beruf-
lich als M itarbeiter der allgem einen G erich te ausüben, sow ie Personen, 
die sich ehrenam tlich dieser Arlbeit widmen. Die koordinierten und kon- 
tro lierten  T ätigkeiten der die Aufsicht ausübenden sow ie die Erteilung 
ihnen e iner entsprechenden  Inform ation und H ilfeleistung in Fragen, 
die m it der ihnen an vertra u ten  Funktion Zusammenhängen, ist im Be-
zirksgericht e ine  Sache des V orsitzenden des G erichts oder e ines von 
ihm dazu bestim m ten Richters, und im W ojew odschaftsgericht des V or-
sitzenden der Strafvollstreckungsabteilung oder e ines von  ihm bestim m -
ten Richters.
In Zusam m enhang mit der Ausübung der A ufsicht hat der G erichts-
kurator oder der V ertreter des Betriebs, der Institution oder der gesell-
schaftlichen O rganisation un ter anderem  folgende Pflichten:
1) unverzüglich e inen K ontakt m it dem V erurte ilten anknüpfen, w ie 
auch — je  nach Bedarf — m it seiner Fam ilie und dem  Milieu, w ie  auch 
mit dem Betrieb, in dem der V eru rte ilte  angeste llt ist und  m it den 
O rganisationen, an deren Tätigkeit er  sich beteiligt;
2) unentbehrliche Bem ühungen aufnehm en, dam it der V erurte ilte  die 
Rechtsordnung beachtet, insbesondere dam it e r  ke in e  S traftat begeht 
und dam it er  eine  gesellschaftlich nützliche A rbeit ausülbt und die 
ihm vom Gericht auferregten Pflichten erfüllt;
3) dem V erurte ilten e ine  unentbehrliche Hilfe in schw ierioen Lebens-
situationen le isten in der Erzielung e iner A rbeitsstelle, in der D urch-
führung e iner Kur, der Fortsetzung des U n terrich ts oder in der Vorbe- 
reituna zum Beruf;
4) dem V erurteilten über die Pflicht zu belehren, das Gericht oder 
den die Aufsicht Realisierenden davon zu inform ieren, daß m an den 
A ufenthaltsort aeändert hat sowie vor den Folgen des Nichtnachkom m - 
ens der V ollziehuna der vom Gericht auferlegten Pflichten oder des 
Nichtnachikommens der Aufsicht zu w arnen;
5) dem Gericht Bericht zu e rsta tten  über die V erhaltensw eise  des 
V erurte ilten in der Zeit der Probe und es sofort zu benachrichtioen, 
wenn der V eru rte ilte  sich der Erfüllunq seiner Pflichten entzieht, w enn 
er die Prinzipien der Rechtsordnung verletz t oder e in e  S traftat begeht.
Die P f l i c h t e n ,  deren unvollständiaer Katalog im A r t 75 5 2 des 
StGB bestim m t ist, Gestalten sich fo laenderm aßen (die Reihenfolge ent- 
чтунсМ rien Zahlen in der Tabelle Nr. 3):
1. die W iederoutm achung in ganzen oder te ilw eise 'des durch 'die 
Straftat zuaefügten Schadens,
2. die Abbitte des Geschädigten,
3. d ie  Durchführung der auf dem  V erurte ilten  lastenden Pflicht der 
finanziellen A ufw endung für den U nterhalt anderer Personen (Alim enta-
tionspflicht),
4. die Durchführung bestim m ter A rbeiten oder Leistungen für gesell-
schaftliche Zwecke,
5. die D urchführung beruflicher Arbeit, des U nterrichts oder die 
V orbereitung zum Beruf,
6. das Enthalten von A lkoholm ißbrauch,
7. das Aufnehm en einer Kur,
8. das Enthalten von A ufenthalt in bestim m ten Kreisen oder Stellen,
9. e in  anderes entsprechendes V orgehen in der Probezeit, w enn das
dem e rn e u te n  Begehen e in er Straftat V orbeugen kann.
Der Umfang, in dem die genannten Pflichten verhängt w erden, w ur-
de in der Tabelle Nr. 3 gezeigt. Es erg ib t sich aus ihr, daß am häufig-
s te r  Pflichten des Enthaltene von A lkoholm ißbrauch oder de r D urch-
führung beruflicher A rbeit verhäng t werden. Unter den am  häufigsten 
verhänn ten  Pflichten ist auch  die Pflicht der W iedergutm achung im gan-
zen oder teilw eise  des durch die Straftat zugefügten Schadens. Es ist 
die einzine Pflicht, die obligatorisch auferlegt wird, w enn der Schaden 
am Gem eingut veru rsach t wurde, infolge dessen w iderrech tlicher Be- 
sitzeroreifuncr. Die übrigen Pflichten w erden fakulta tiv  verhäng t und 
können kum ulativ  auferlegt werden.
Die Zeit und die Art der Realisierung der auferlecrten Pflichten bes-
timmt das Gericht, das überdies, w enn Erziehuncrsgründe dafür spre-
chen. in der Probezeit die in den Punkten 4—9 Genannten Pflichten v e r-
hängen, erw eitern  oder verändern  kann ; es kann  auch von  der 'Reali-
sierung dieser Pflichten befreien, w ie  auch den V erurte ilten un ter Auf-
sicht stellen oder ihn von der Aufsicht befreien (Art. 77 § 1 und 5 2 
StGB).
Aus d<>r Tabelle 4 era ib t es sich, daß iährlich über 60 000 Aufsichten 
durch^eführt werden, die m eisten von ihnen sind K ur a to r  auf sich ten, 
die deutlich die Aufsichten überw ieoen, w elche von Institutionen und 
Gesellschaftlichen Orcranisationen realisiert werden. In der Tabelle Nr. 
5 neben w ir Daten an, die sich auf professionelle und eh renam tliche 
K uratoren beziehen. Aufm erksam keit w eckt die Tatsache der V errinoe- 
runrr der Zahl ehrenam tlicher K uratoren seit 1980. Diese T atsache w urde 
bem erkt und anaekündint sind M aßnahm en, die zu e iner w esentlichen 
Anhebuna der Zahl sowohl der orofessionellen, wie auch der eh renam t-
lichen K uratoren führen sollen*1.
я  V al. L. D o m e r a c k  f, Resort SprawledllwoScI a program  X Zjazdu PZPR 
(Das Justizministerium und das Programm des 10. Parteitags der PVAP), NP 1986, 
№ . 9, S. 8.
T a b e l l e  5




Zahl der Dynamik Zahl der Dynamik
1970=100 1970=100
1970 124 100,0 11 976 100,0
1971 355 286,3
1972 364 293,5
1973 355 286,3 15 453 129,0
1974 437 352,4 15126 126,3
1975 468 377,4 15 769 131,7
1976 503 405,6 14 214 118,7
1977 544 438,7 14 698 122,7
1978 601 484,7 15 041 125,6
1979 602 485,5 14 395 120,2
1980 795 641,1 15 403 128,6
1981 593 478,2 14 408 120,3
1982 613 494,3 14 052 117,3
1983 681 549,2 13 625 113,8
1984 682 550,0 13164 109,9
1985 • • 12 634 105,5
Q u e l l e :  w ie in der Tabe lle Nr. I.
Die dargestellten Prinzipien der A nw endung einer bedingten Aus-
setzung der Vollziehung der Strafe der Freiheitsentziehung, die Möglich-
keit des V erhängens e iner Aufsicht, e iner Bürgschaft, prophylaktisch- 
-erzieherischer Pflichten und e iner G eldstrafe schaffen Bedingungen für 
die Individualisierung dieser Institution sowohl in der Phase des Urtei- 
lens, wie auch der Realisierung des Urteils. M an sollte sich vergegen-
wärtigen, daß die bedingte V erurteilung au ftreten kann  als*2:
1. e infache (ohne Pflichten, Aufsicht, Bürgschaft, Geldstrafe),
2. m it Aufsicht,
3. mit Bürgschaft,
4. m it Pflichten,
5. mit Geldstrafe,
6. mit Aufsicht und Bürgschaft,
7. mit Aufsicht und Pflichten,
n  Vgl. J. W a s z c z y ń s k i ,  Ewolucja środków penalnych  w  prawie karnym PRL 
(Evolution der Strafmittel im Strairecht der VR Polen) „Studia Krym inologiczne,
Kryminalistyczne i Penitencjarne" 1974, Band 1, S, 85.
8. m it Aufsicht und Geldstrafe,
9. m it Bürgschaft und  Pflichten,
10. mit Bürgschaft und Geldstrafe,
11. mit Aufsicht, Bürgschaft und Pflichten,
12. mit Aufsicht, Bürgschaft und  Geldstrafe,
13. mit Aufsicht, Bürgschaft, Pflichten und  Geldstrafe.
W ie sich aus der obigen Zusam m enstellung ergibt, verfügt das Ge-
richt über äußerst b re ite  M öglichkeiten der Gestaltung des Inhalts der 
Probezeit.
Aus dem W esen  der Probe ergib t es sich, daß sie gelungen oder 
m ißlungen sein kann. Von einer  gelungenen Probe in Zusam menhang 
mit der Anw endung der beding ten Aussetzung des Strafvollzugs kann  
man dann sprechen, wenn der V eru rte ilte  die  Erw artungen erfü llt hat, 
d.h. w enn er  die  Rechtsordnung beach te t hat und inbesondere, w enn er  
keine  erneu te  S traftat begangen hat (Art. 73 § 2 StGB). Eine Bedingung 
der Einschätzung der Probe als e iner gelungenen ist auch  die Erfüllung 
durch den V eru rte ilten  der ihm auferlegten Pflichten. Die Probe ist 
mißlungen, w enn der V eru rteilte  d ie  G rundlagen schuf die Vollziehung 
der bedingt ausgesetzten Strafe anzuordnen.
W enn der V eru rte ilte  positiv d ie  Probezeit bestanden hat, w ird  das 
U rteil k raft des Gesetzes nach 6 M onaten vom  Abschluß der Probe-
zeit vertilgt (Art. 79 § 2 StGB). Es erfolgt also eine volle Rehabilitation 
des V eru rte ilten und von nun an ist e r  als N ichtvorbestrafter zu be-
trachten.
Das negative Ergebnis e iner m ißlungenen Probe entw eder verpflich-
te t das Gericht zur Anordnung der Vollziehung der bedingt ausgesetzten 
Strafe (obligatorische A nordnung des Strafvollzugs), oder berech tig t das 
G ericht zur Erteilung e iner solchen A nordnung (fakultative A nordnung 
des Strafvollzugs). Die obligatorische A nordnung des Strafvollzugs e r -
folgt im Falle des Begehens durch den V erurte ilten  in der Probezeit 
e iner vorsätzlichen Straftat, die der vorigen ähnlich ist*3, für die rech ts-
kräftig die Strafe der Freiheitsentziehung verhängt wurde, oder im Fal-
le, w enn der V erurteilte sich w eigert, die ihm auferleg te Pflicht der 
W iedergutm achung des Schadens zu erfüllen, d ie am G em eingut infolge 
der w iderrech tlichen Besitzergreifung dieses Gutes en tstanden  ist (Art. 
78 § 1 StGB).
23 In Übereinstimmung mit Art. 120 § 2 StGB: „Als ähnliche Straftaten werden  
angesehen Straftaten, die gegen dasselbe oder gegen ein in  der Art ähnliches, dutch  
das G esetz geschütztes Gut gerichtet sind, w ie auch Straftaten, die aus den gleichen  
Beweggründen vollzogen worden sindi Straftaten, die zur Erzielung materieller 
V orteile begangen worden sind, werden als ähnliche Straftaten angesehen",
Das G ericht kann den Strafvollzug anordnen  im Falle des Begehens 
in der Probezeit irgendeiner anderen Strafta t als die  oben genannten,* 
e iner groben Verletzung der Rechtsordnung, der N ichtentrichtung der 
G eldstrafe oder der Nichterfüllung der au ferleg ten Pflichten oder der 
Aufsicht (Art. 78 § 2 StGB).
Das V erfahren in Sachen der Anordnung der Vollziehung der be-
dingt ausgesetzten Strafe ist im Strafvollstreckunsgesetzbuch geregelt 
(Art. 74 § 1,4,  5). In Übereinstim mung mit diesen Vorschriften 1) urte ilt 
das Gericht m it einem  Beschluß, 2) vor dem Erlassen des Beschlusses 
soll das G ericht den V eru rte ilten  und  seinen V erteidiger aushören,
3) die Teilnahme des Staatsanw alts in der Sitzung ist obligatorisch,
4) gegen  den Gerichtbeschluss ist der  V eru rte ilte  berechtigt, eine  Besch-
w erde einzureichen.
Die Anordnung der Vollziehung der ausgesetzten Strafe der Frei-
heitsentziehung ist in der Praxis e ine  ziemlich häufige Erscheinung. Dar-
über inform iert die Tabelle  4, in der die „Anordnung des Strafvollzugs'' 
als eine  der Form en des Abschlusses der Aufsicht Zahlen um faßt, die 
sich auf einige  Tausend V erurte ilte  jährlich beziehen. Die Zahlen über 
den positiven Ablauf der Probezeit und deren Abschließung im Rahmen 
der First, für die sie verhäng t wurde sowie vor Ablauf dieser Frist sind 
jedoch w esentlich größer: es erm öglicht festzustellen, daß  die Institu-
tion der bedingten V erurte ilung zu dem Komplex von Strafm itteln mit 
großer W irksam keit gehört.
Stelan Lelental
WARUNKOWE ZAWIESZENIE WYKONANIA KARV 
W POLSKIM PRAWIE KARNYM
W arunkowe zaw ieszenie w ykonania ka>ry w polsklim prawie karnym, zarówno 
w  kształcie nadanym tej instytucji przez k.k. z 1932 Ir., jak i w  k.k. z  1969 ir., 
oparte jest na założeniach system u belgijsko-francuskiego. Polega w ięc na tym, że  
w wyroku orzeka się zarów no o w inie, jak też i o karze, natomiast zaw iesza się  
w ykonanie orzeczonej kary na okres próby.
Zakres stosowaniia tej instytucji ograniczony jest tym, że może być ona stoso-
wana w yłącznie do kairy pozbaw ienia w olności, o ile została ona orzeczona w  roz-
miarze do lat 2, gdy wymierzono ją za przestępstwo um yślne lub do lat 3, gdy  
kara została orzeczona za popełnienie przestępstwa nieum yślnego (art. 73 § 1 k.k.). 
Szczegółowe dane na temat zakresu stosow ania warunkowego zaw ieszenia w ykona-
nia kary w latach 1955— 1969 i 1970— 1984 podane zostały w  tabeli nr 1.
Za stosowaniem tej instytucji, poza w ym ienionym i w yżej przesłankami formalny-
mi, przemawiać ma dodatnia prognoza społecznai, która w edług art. 73 § 2 k.k. ma  
polegać na uzasadnionym przypuszczeniu, że pomimo niew ykonania kary sprawca
będzie przestrzegał porządku prawnego, a w  szczególności nie popełni ponow nie  
przestępstw a. Ustawodawca dopuszcza możliw ość odmowy zaw ieszenia w ykonania kary  
z uwagi na zadania w  zakresie jej społecznego oddziaływania. Oznacza to, że do głosu  
dochodzą rów nież w zględy ogólnoprew encyjne. Unormowanie to uznane jest przez na-
ukę prawa karnego jako dyskusyjne i ma ono w ielu przeciwników.
Orzeczonej kary nie można zawiesić sprawcom skazanym w warunkach recydy-
w y specjalnej, określonej w  przepisach art. 60 § 1 i 5 2 k.k., a w  ograniczonym  
zakreslie instytucja ta stosowana jest do spraw ców przestępstw chuligańskich (art. 
59 § 2 k.k.) oraz do sprawców, którym wymierzono karę zastępczą pozbaw ienia w ol-
ności za grzyw nę lub karę ograniczenia w olności (art. 86 k.k.). W  obu tych w ypad-
kach ustawa wymaga, aby w  sprawie w ystąpiły  „szczególne okoliczności".
Warunkowe zaw ieszenie wykonania kary następuje zawsze na okres próby, 
który trwa od 2 do 5 lat. W  oklresie próby sąd może stosować do skazanego szereg  
środków o charakterze profilaktyczno-wychowaw czym . Do środków tych należą: po-
ręczenie, dozór oraz obowiązki. Zakres stosowania tych środków podano w tabelach  
nr 2 i 3.
W  tabeli nr 4 zaiwairte są dane o dozorach w ykonyw anych i zakończonych. Do-
zór w ykonyw any jest przez kuratorów zaw odow ych i społecznych, których liczbę 
w  skali całego kraju podano w  tabeli nr 5.
Zawieszając w ykonanie kary pozbawienia w olności sąd może orzec karę grzyw -
ny, chociażby jej w ymierzenie na innej podsta,w)ie nie było przewidziane (art. 75 
§ 1 k.k.).
Przedstawione zasady stosowania warunkowego zaw ieszenia w ykonania kary po-
zbawienia wolności: m ożliwość orzekania dozoru, poręczenia, obowiązków profilak-
tyczno-w ychow aw czych oraz grzywny, stwarzają szerokie możliwości dla idywiduali- 
zacji tej instytucji zarówno w  fazie orzekania, jak i w ykonyw ania orzeczenia.
W  artykule podano 13 różnych postaci w arunkowego skazania, jakie instytucja  
ta może przybrać w  zależności od zastosow anych w  jednostkowym wypadku warian-
tów , z których każdy jest w ynikiem  zastosowania w różnych konfiguracjach wspom-
nianych środków profilaktyczno-wychow aw czych oraz grzywny.
U staw a przewiduje m ożliw ość odwołania w arunkowego zaw ieszenia w ykonania  
kary lub nakazuje je odwołać, jeżeli skazany nie dopełnia warunków okresu próby. 
Sądy dość często korzystają z tych m ożliw ości, o czym informują dane przedstawio-
ne w  tabeli nr 4.
Jeżeli skazany pomyślnie przeszedł okres próby, skazanie ulega zatarciu z mocy  
prawa z upływ em  6 m iesięcy od daty zakończenia okresu próby (art. 79 § 2 k.k.). 
N astępuje w ięc pełna rehabilitacja skazanego i od tej pory należy go traktować  
jako osobę, która nie była karana.
